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Herstellung des Kindesverhältnisses zum Vater, der mit der Kindsmutter nicht verheiratet ist

Sachverhalt

Eine Mutter will den Namen des Vaters ihres Kindes nicht bekannt geben. Grund: Sie will nicht, dass der Vater das Besuchsrecht ausüben könnte. Er sei drogenabhängig. Sie ist über die Folgen aufgeklärt worden.  
 

Nun hat sich der angebliche Vater selber gemeldet und sagt, dass er der Vater des Kindes sei.

 

Meine Frage: Kann die Mutter gezwungen werden durch den Vater, einen Vaterschaftstest machen zu lassen ? Oder genügt es und hat er das Recht eine Vaterschaftsklage einzureichen ?
Erwägungen

1. Ist der Vater des Kindes mit dessen Mutter nicht verheiratet, so kann das Kindesverhältnis zwischen Vater und Kind hergestellt werden durch Anerkennung vor dem Zivilstandsamt, durch Anerkennung vor Gericht und durch Anerkennung in einem Testament (Art. 260 ZGB). Wird das Kind vom Vater nicht anerkannt, so kann sowohl die Mutter als auch das Kind auf Feststellung des Kindesverhältnisses klagen. Beklagter ist der Kindsvater oder, wenn er verstorben ist,  nacheinander dessen Nachkommen, Eltern oder Geschwister, oder wenn solche fehlen, die zuständige Behörde seines letzten Wohnsitzes (Art. 261 ZGB).


2. Der Vater kann das Kind anerkennen ohne Nachweis seiner biologischen Beziehung zum Kind. Will er aber sicher sein, dass kein Dritter im Spiel ist, so ist ein Vaterschaftstest notwendig. Dazu benötigt er nebst seinem eigenen das Erbgut des Kindes. Dieses darf nur verwendet werden, wenn die gesetzliche Vertreterin zustimmt. Verweigert sie die Zustimmung, so kann dem Kind ein Beistand gemäss Art. 309 ZGB ernannt werden mit dem Auftrag, das Kind im Verfahren um die Herstellung des Kindesverhältnisses zu vertreten und in dessen Namen alle nötigen Rechtshandlungen zu veranlassen, weil die Herstellung des Kindesverhältnisses zum Vater im Interesse des Kindes liegt. Dieser Beistand könnt dann rechtsgültig in die Verwendung und Verwertung des Erbgutes des Kindes einwilligen (z.B. Entnahme von Speichel).


3. Im Rahmen des gerichtlichen Verfahrens um Herstellung des Kindesverhältnisses haben die Parteien und Dritte an Untersuchungen mitzuwirken, die zur Aufklärung der Abstammung nötig und ohne Gefahr für die Gesundheit sind (Art. 254 Ziff. 2 ZGB). Ausserhalb eines gerichtlichen Verfahrens hat die Mutter diese Mitwirkungspflicht gestützt auf Art. 272 ZGB (Pflicht zu Beistand, Rücksicht und Achtung). Das ist der formelle Teil. Eine andere Frage ist, wie sich diese Beistandspflicht ausserhalb eines gerichtlichen Verfahrens durchsetzen lässt, wenn sich das Kind in Obhut der Mutter befindet. Denkbar wäre, ihr bei Weigerung, den Anordnungen des Beistandes zu folgen, durch die Vormundschaftsbehörde die Folgen des Ungehorsams gegen amtliche Verfügungen anzudrohen (Art. 292 Strafgesetzbuch). Es gibt aber im vorliegenden Fall eine elegantere Lösung, allerdings mit möglichen Kostenfolgen für die Mutter: Wenn der Kindsvater nicht anerkennen will, weil er seiner Sache zu wenig sicher ist, so ist dem Kind ein Beistand zu ernennen (Art. 309/308 Abs. 2 ZGB), welcher gegen den Vater die Vaterschaftsklage einreicht. Für diesen Schritt bedarf es nicht der Mitwirkung der Mutter. Ist die Klage erfolgreich, dürfte die Mutter unter solchen Voraussetzungen nebst dem Vater mit einem Anteil Prozesskosten zu rechnen haben.


4. Will der Vater anerkennen, so benötigt er grundsätzlich die nötigen, nicht mehr als 6 Monate alten Urkunden zu seiner eigenen Person, zur Person der Kindsmutter und zur Person des Kindes (Art. 104 Zivilstandsverordnung). Weigert sich die Mutter, die nötigen Urkunden beizubringen, werden in der Praxis von Amtes wegen die nötigen Urkunden als Amtshilfe ausgetauscht. Anerkennt der Kindsvater am Geburts- oder Wohnort des Kindes, verfügt das dortige Zivilstandsamt über die nötigen Urkunden von Mutter und Kind, anerkennt der Vater gestützt auf Art. 104 Abs. 1 ZSTV an seinem eigenen Wohn- oder Heimatort, die nicht identisch sind mit Wohn- oder Geburtsort des Kindes, so findet mit Blick auf das übergeordnete Interesse des Kindes die Amtshilfe (Dokumentenaustausch unter den beteiligten Zivilstandsämtern) Anwendung. Amtshilfe dürfte nur dann verweigert werden, wenn aus irgend einem Grund augenfällig ist, das der Anerkennungswillige nicht der Vater sein kann (z.B. wenn die Mutter glaubhaft machen kann, es handle sich um einen Verehrer, mit dem sie keinerlei Beziehungen pflegt).


5. Die Antwort auf die gestellten Fragen lautet demnach: Der Vater kann die Mutter nicht zwingen, Zwang können nur Gericht und Vormundschaftsbehörde auf die geschilderte Art einsetzen. Der Vater hat kein Recht auf Vaterschaftsklage. Im steht der einfachere Weg der Anerkennung offen. Hält er seine Vaterschaft für möglich, aber nicht erwiesen, so muss die Vormundschaftsbehörde von Amtes wegen (Art. 309 ZGB) die Klärung veranlassen.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprech und Notar

Ligerz, 2. Oktober 2002
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